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Der Autor


Martin Zülch war als Politik- und Kunstlehrer an einer niedersächsischen Gesamtschule tätig. Während und nach seinem Studium beteiligte sich Martin Zülch an der Bekanntmachung und Verbreitung der Freinet-Pädagogik. Im Rahmen der Ausübung seines Lehrerberufs veröffentlichte er mehrere Texte zur Kunstpädagogik, insbesondere zur Thematik Kunst und Ökologie. Seit 2015 hat er sich in zahlreichen Beiträgen mit Ideen und Vorschlägen zur Lösung der europäischen Krise befasst.




Vorwort


„Es herrscht keine Waffengleichheit, wenn die Medien über rechte Gewalt berichten, aber nicht über die 200.000 Bürger, die auf Avaaz oder WeMove für eine proeuropäische Petition klicken; wenn die einen mit Argumenten antreten, die anderen aber mit Fackeln und Baseballschlägern ...“


Ulrike Guérot


Die folgende Studie entstand im Zeitraum eines halben Jahres, ist am 28.6.2019 abgeschlossen und seither mit vier Nachträgen aktualisiert worden, die im Anhang vorzufinden sind.


Ihr liegen persönliche Erfahrungen mit der regelmäßigen Verbreitung europapolitischer Kampagnen an einen Adressatenkreis aus bis zu 90 Personen vom März 2018 bis Ende Mai 2019 zugrunde. In meinen E-Mails habe ich u. a. aktuell erschienene Petitionen, Aufrufe und offene Briefe weitergeleitet, indem ich diese mit kurzen Kommentaren und Links für die weitere Unterstützung versah. Hiermit wandte ich mich nicht nur vor Ort an Freunde und Bekannte, sondern auch an einen ausgewählten Expertenkreis, der sich bereits um die Durchsetzung einer solidarischen und zukunftsweisenden Europapolitik bemüht.


Schriftliche Reaktionen auf meine Weiterleitungen sowie persönliche Gespräche haben mich nun dazu veranlasst, der hierbei zutage tretenden Zwiespältigkeit nachzugehen und diese theoretisch aufzuarbeiten. Der entscheidende Auslöser für meine Bemühungen war die Erfahrung, dass sich die internetbasierte Kampagnen-Praxis als besonderes Medium politischer Einflussnahme immer mehr zu verselbstständigen droht und die damit einhergehenden „Automatismen“ bei vielen Beobachtern und Teilnehmern auf Akzeptanzgrenzen stoßen.


Der Sinn und Zweck dieser Untersuchung besteht deshalb darin, zu einer Überprüfung und deutlichen Verbesserung der bisherigen Praxis anzuregen. Zugleich möchte ich dem Gedanken zum Durchbruch zu verhelfen, dass der europapolitische Kampagnen-Aktivismus aus seinem Schattendasein befreit werden muss. Dafür gibt es gute Gründe: nicht zuletzt die relative Einflusslosigkeit all jener Kräfte, von denen bereits wegweisende Vorschläge zur Neubegründung und Umgestaltung der Europäischen Union (EU) erarbeitet wurden. Vor diesem Hintergrund wende ich mich mit meiner Ausarbeitung vor allem an all jene, die über die nötige Sachkenntnis und das Know-how verfügen, um der bisherigen Kampagnen-Praxis mehr Profil und Durchsetzungskraft zu verleihen. Denn dies wäre, wie im dritten und vierten Teil der Untersuchung aufgezeigt wird, eine notwendige und zugleich nützliche Arbeit.


Ich danke Beate Schlitt für ihre kompetente Beratung und Manuskriptkorrektur, Prof. Klaus Busch, Dr. Johann-Günther König, Prof. Ulrich Mückenberger, Dr. Henrike Müller, Gerhard Schäfer, Dr. Joachim Schuster und Manfred Weule für ihre Ratschläge zur Fortführung und Verbreitung der Studie sowie Sebastian Ermshaus für die bedienungsfreundliche Gestaltung der digitalen Textfassung.


Ferner danke ich der Redaktion der Zeitschrift Sozialismus sowie den für die Plattform Europa neu begründen und Bremer Heinrich-Böll-Stiftung verantwortlichen Personen dafür, dass sie seit Juli 2019 zwei Internet-Zugänge zur Studie hergestellt und damit dazu beigetragen haben, den Weg für eine Veröffentlichung beim Berlin Institut für Partizipation zu ebnen.




Einleitung


„Petitionen sind ein wichtiges Demokratie-Werkzeug: Es verleiht die Macht, sich zu informieren, zu vernetzen, zu protestieren, etwas zu verändern und zu bewirken. In Zeiten der Digitalisierung ist es außerdem einfacher denn je, ein Anliegen in die Öffentlichkeit zu bringen und auf die politische Agenda zu setzen. Petitionen verleihen der Bevölkerung eine Stimme, um der Politik zu zeigen, was die Menschen wirklich interessiert und betrifft.“1


Diese Leitidee klingt zuversichtlich und hoffnungsvoll. Sie wurde 2018 auf der Internetplattform openPetition proklamiert und fasst in aller Kürze die grundsätzliche Orientierung eines internetbasierten Kampagnen-Aktivismus zusammen, der seit Gründung des Beteiligungsforums Campact! im Jahr 2004 und Entstehung der international agierenden Abstimmungsplattform AVAAZ im Jahr 2007 stark zugenommen hat. Inzwischen mehren sich allerdings die Zweifel an der Tragfähigkeit dieses Ansatzes politischer Bürgerbeteiligung.


Im Folgenden sollen zunächst einige Breschen in den mittlerweile auch im europapolitischen Kontext „wild wuchernden Kampagnen-Dschungel“ geschlagen und dessen Licht- und Schattenseiten freigelegt werden. Danach stelle ich weiterführende Überlegungen zum künftigen Stellenwert des „europapolitischen Kampagnen-Aktivismus“ zur Diskussion.


Dieser Terminus wird hier einerseits als Sammelbezeichnung für die intensive Verbreitung und Nutzung so genannter Interventionsmedien – Petitionen, offene Briefe, Aufrufe und E-Mail-Aktionen – im deutschsprachigen Raum verwendet. Andererseits soll mit ihm den dokumentierten Einflussversuchen aus der Zivilgesellschaft ein gemeinsamer Nenner verliehen werden: Sie alle sind unter verschiedenen Vorzeichen dem komplexen Leitbild einer solidarisch sich neu entwickelnden und gründenden EU verpflichtet – einer Union, die demokratisch verfasst ist und die gegenwärtigen wie künftigen Generationen in Europa und anderen Teilen der Welt eine ebenso lebenswerte wie nachhaltige Zukunft eröffnet.


Der Begriff „Kampagnen-Aktivismus“ schließt somit Einflussformen mit ein, die über die herkömmliche Eingabepraxis, wie sie etwa beim Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags üblich ist, weit hinausreichen. Mit den o. g. Interventionsmedien versucht man die bei dem institutionalisierten „Beschwerdewesen“ vorhandenen Hürden zu überspringen und Engführungen bezüglich der eigenen Breitenwirkung zu vermeiden: Nach den Grundsätzen des Petitionsausschusses über die Behandlung von Bitten und Beschwerden dürfen z. B. öffentliche Anhörungen erst durchgeführt werden, wenn Sammelpetitionen „von mindestens 50.000 Personen“ unterstützt werden oder „dieses Quorum spätestens vier Wochen nach Einreichung erreicht wird“. An solche Prinzipien ist auch das Genehmigungsverfahren der Europäische Kommission zur Gründung Europäischer Bürgerinitiativen (EBIs) gebunden, das für deren Zulassung ebenfalls ein Quorum und die Einhaltung einer Sammelfrist vorsieht.


Wie im Folgenden gezeigt wird, bilden EBIs bzw. Interventionen, die sich auf ein derartig institutionell vorgegebenes Regelwerk einlassen, einen wichtigen Bestandteil des europapolitischen Kampagnen-Aktivismus. Viele Akteure (NGOs und Onlineplattformen) lassen sich jedoch nur in Ausnahmefällen oder in Form von Aktionsbündnissen auf das zeit- und arbeitsaufwändige Procedere der Gründung einer EBI ein. Stattdessen bevorzugen sie viel häufiger direkt adressierte Interventionen und Kontaktaufnahmen zu den politischen Entscheidungsträgern – insbesondere, wenn es sich um sehr eindringliche Eingaben handelt, die in verschiedenen Politikfeldern auf einen öffentlich zu wenig beachteten Handlungsbedarf aufmerksam machen.2


Beim Thema „Kampagnen-Aktivismus“ geht es daher in erster Linie um politische Aufklärungs-, Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse, für die im Folgenden viele Beispiele gegeben werden. Damit geraten als Akteure verschiedene Repräsentanten aus der Zivilgesellschaft ins Blickfeld, die zur EU kritisch-konstruktiv eingestellt sind und ihre Veränderungsvorschläge gegenüber maßgeblichen Vertretern des politischen Systems der EU durchzusetzen versuchen. Zugleich wird die Aufmerksamkeit auf einige zentrale Konfliktfelder der europäischen Politik gelenkt. Hierbei werden jedoch die jeweils auftretenden Konfliktursachen – wie etwa die durch das Einstimmigkeitsprinzip immer wieder herbeigeführten Engpässe in der europäische Politik oder ihre andauernden Fixierungen auf Neoliberalismus und Nationalstaat – nicht näher analysiert. Vielmehr kommt es im Folgenden darauf an, aus einer im besten Sinne des Wortes pragmatischen Sicht sowie ausgehend von einem breiten Faktenfundus anwendungs- und handlungsbezogene Perspektiven für die Kampagnen-Praxis zu entwerfen.


Die Studie ist somit unter methodologischen Vorzeichen induktiv angelegt, d. h. ihr liegt noch kein theoretisches Modell zum Kampagnen-Aktivismus zugrunde, von dem aus zentrale Hypothesen abgeleitet und einzelne Befunde genauer erschlossen werden könnten. Ebenso wird auf kritische Bestandsaufnahmen zum gegenwärtigen Zustand der EU verzichtet, weil diese anderswo bereits zur Genüge vorgelegt wurden (vgl. Literaturverzeichnis). Vielmehr soll der politische Ansatz der Kampagnen-Praxis einschließlich der ihr innewohnenden „Pflichtgebote“ in aktuellen Kontexten herausgearbeitet und reflektiert werden.


Hierzu folgende einführende Gedanken: Die EU ist derzeit der schwersten Krise seit ihres Bestehens ausgesetzt, die das gesamte „Handlungssystem“ der EU zu erschüttern droht. Wenn diese gefährliche Lage nicht zu einem völligen Zerfall führen soll, müssen sich die EU-Institutionen und ihre Akteure – allen voran die Mitglieder des Europäischen Parlaments und die Führungskräfte der EU-Kommission – zu einem entschiedenen Kurswechsel durchringen, der sich auch auf die tieferen historisch, ökonomisch und politisch-ideologisch bedingten Ursachen der gegenwärtigen Krise einlässt.


Nach den Europawahlen wird es schwierig, aber nicht aussichtslos sein, hierfür demokratisch legitimierte Mehrheiten zu finden. Die parteipolitische Gemengelage im Europäischen Parlament wird voraussichtlich angespannter, vielleicht aber für außerparlamentarische Einflussnahmen auch durchlässiger sein: Erstmals können in der Geschichte der EU Konservative und Sozialdemokraten gemeinsam keine Mehrheitsentscheidungen im EU-Parlament treffen. Sowohl Nationalisten und Rechtsextremisten als auch Liberale und Grüne sind aus den Wahlen gestärkt hervorgegangen. Das politische Tagesgeschäft in Brüssel wird deshalb wahrscheinlich von wechselnden Mehrheiten bestimmt sein. Zugleich wird sich der Handlungs- und Entscheidungsdruck auf die EU-Institutionen erhöhen – in Zeiten, in denen sich die Alarmzeichen für eine zweite Finanz- und Eurokrise häufen, die Weltwirtschaft ungebrochen von expansivem Wachstum angetrieben wird, neue Verteilungskämpfe um Einflusssphären und Rohstoffquellen sich anbahnen, die Klimaerwärmung zunimmt und das Friedensprojekt Europa vom Zerfall der internationalen Ordnung bedroht ist.


Vor diesem Hintergrund bleibt die europäische Integration umstritten: Nationalisten und EU-Skeptiker werden sie wahrscheinlich bei jeder sich bietenden Gelegenheit in Frage stellen, während ein nicht unerheblicher Teil der proeuropäisch eingestellten Parlamentarier/innen wahrscheinlich weiterhin darum bemüht ist, das bisherige „EU-System“ zu erhalten, ohne nennenswerte ökonomische und institutionelle Reformen in Angriff nehmen zu müssen.3


Ein anderer Teil im Parlament wiederum fühlt sich ähnlich wie der Kampagnen-Aktivismus dem Ziel verpflichtet, für ein solidarisches Europa einzustehen. Diese „dritte“ Kraft – Parlamentarier/innen und ggf. auch Kommissar/innen/e, die substanzielle und ressortübergreifende Reformen (wie etwa eine auf „Klimaneutralität“ ausgerichtete Wirtschaftslenkung) anstreben – benötigt wahrscheinlich in den kommenden fünf Jahren einen noch viel größeren kritischen Beistand als bisher aus der europäischen Zivilgesellschaft, um den Reformstau in der EU schrittweise lösen zu können. Hier kommt als Einflussfaktor der europapolitische Kampagnen-Aktivismus ins Spiel, von dem im Folgenden die Rede sein wird.




Bestandsaufnahme


Zunächst soll unter sechs systematischen Gesichtspunkten das aspektreiche Panorama eines zivilgesellschaftlichen „Beschwerdewesens“ skizziert werden, das sich ganz im Sinne des Eingangszitats vor allem durch schriftliche Eingaben bemerkbar zu machen sucht, die überwiegend mit Unterschriftensammlungen verbunden sind.4




Mitteilungsformen mit unterschiedlichen


Reichweiten


Seit 2012 setzten in Folge der Finanz- und Eurokrise die ersten öffentlichen Einsprüche aus dem politischen Mitte-Links-Spektrum in Form mehrerer Aufrufe und Manifeste ein. Ein Großteil von diesen ging von vornherein mit Unterzeichnungen einher und wurde auch im Internet verbreitet, um so eine noch größere Bekanntheit und breitere Unterstützung zu erlangen. Damit bilden diese Initiativen einen wichtigen Bestandteil des „Kampagnen-Aktivismus“, der sich nicht nur auf besonders auffällige Missstände in verschiedenen Politikfeldern konzentriert, sondern ebenso die ökonomisch-politischen Systemdefekte der EU im Blick hat und hierzu Kurswechsel, programmatische Neuanfänge und nicht zuletzt aus demokratietheoretischen Perspektiven Neubegründungen einschließlich Veränderungen in den EU-Gründungsverträgen einfordert.


Aus der hierzu im Anhang gegebenen Übersicht geht hervor, dass im Zeitraum von 2012 bis 2018 mindestens vierzehn Deklarationen veröffentlicht wurden, die in deutscher Sprache erschienen sind und sich zentralen europapolitische Problemstellungen widmen. Pro Jahr erschienen somit mindestens eine oder zwei und 2016 sogar drei Grundsatzerklärungen zur Notwendigkeit eines grundlegenden Kurswechsels in der deutschen und transnationalen Europapolitik. Die jüngste Deklaration, das „Manifest für die Demokratisierung Europas“, wurde im Dezember 2018 publiziert und unterscheidet sich von allen anderen durch unorthodoxe Handlungsvorschläge, deren Praktikabilität allerdings umstritten ist.


Im Unterschied zu europapolitischen Aufrufen und Manifesten, die eher an eine „gestreute“ Öffentlichkeit gerichtet sind, wenden sich Petitionen und offene Briefe, die seit 2015 zunehmend Verbreitung finden, mit ihren Forderungen gezielt und zu konkreten Anlässen (wie etwa anstehenden Beschlüssen oder nach Bekanntwerden drohender Fehlentwicklungen) an die jeweils zuständigen Einfluss- und Entscheidungsträger (wie z. B. Mitglieder des europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission, des Ministerrats und Europäischen Rats und/ oder an die Regierungen der Mitgliedsstaaten, ggf. aber auch an einzelne Regierungsmitglieder oder an einflussreiche wirtschaftliche Akteure). Hierbei handelt es sich in der Mehrzahl um „single-issue“-Kampagnen, die an konkreten Problemstellungen orientiert sind und mit denen versucht wird, auf anstehende Entscheidungsprozesse Einfluss zu nehmen, kurzsichtigen Weichenstellungen entgegenzuwirken und Alternativvorschlägen mit Hilfe der dokumentierten Bürgerbeteiligung Nachdruck zu verleihen. Als eines der frühesten Beispiele für diese Vorgehensweise kann hier ein dreisprachig verbreiteter Brief von rund 130 Wissenschaftler/innen und Politiker/innen aus elf europäischen Ländern und den USA angeführt werden, der anlässlich des Treffens der Eurogruppe im Mai 2016 verfasst wurde und der sich gegen erneute Schuldendienstnachforderungen an die griechische Regierung wandte. In dem Brief wurden die damaligen Regierungschefs David Cameron, Francois Hollande, Angela Merkel und Matteo Renzi dazu aufgefordert, auf diese Nachforderungen zu verzichten und die bisherige Austeritätspolitik gegenüber Griechenland zu beenden.5




Maßgebliche Akteure und ihre Kampagnen


In diesem Abschnitt ist von Akteuren die Rede – vorwiegend Repräsentant/inn/en aus einer kritisch-sachkundigen Zivilgesellschaft, die sich zusammengeschlossen haben, um ihre europapolitischen Reformvorstellungen gemeinsam durchzusetzen. Neben solchen als „Kollektiv“ in Erscheinung tretenden Akteuren – den im Folgenden vorgestellten Plattformen, Beteiligungsforen, Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und ihren Kampagnen – werden auch „individuelle“ Akteure benannt: Einzelpersonen, deren europapolitisches Engagement sich dem „kollektiven“ als ebenbürtig erweist und mit diesem vielfach eng verflochten ist.




WeMove.EU


2015 trat die auf europapolitische Themen spezialisierte Kampagnenplattform WeMove.EU mit einem potenziell europaweiten Aktionsradius an die Öffentlichkeit, die von dem politischen Aktivisten Oliver Moldenhauer konzipiert wurde. Von 2015 bis Anfang November 2018 führte WeMove.EU unter Federführung des Campaigners Jörg Rohwedder sowie eines u. a. in Madrid, Warschau, Marseille und Rom ansässigen Teams insgesamt 41 Kampagnen in mehreren EU-Ländern durch, von denen inzwischen mehr als die Hälfte abgeschlossen sind. Derzeit können mindestens 15 Kampagnen, die WeMove.EU in Eigenverantwortung oder in Zusammenarbeit mit anderen NGO‘s durchführt, unterstützt werden (Stand: 2.3.2019).


Die WeMove-Kampagnen beziehen sich auf zentrale Politikfelder der EU und reichen von der Agrar-, Umwelt-, Wirtschafts-, Handels- und Steuerpolitik bis hin zur Sicherheits-, Flüchtlings- und Menschenrechtspolitik. Zugleich orientieren sich diese an sieben Leitsätzen, die WeMove.EU in ihrem Gründungsmanifest Unsere Vision für Europa vorgestellt hat. In dem Zukunftsentwurf wird eine Europäische Union skizziert, die „nicht länger von den Interessen großer Konzerne oder einem kleingeistigen Verständnis nationaler Interessen dominiert“ wird, sondern ihre Bürgerschaft an demokratischen Entscheidungsprozessen beteiligt, die für soziale Gerechtigkeit, den „Schutz des Planeten“ und Bürgerrechte einsteht und sich gegen Diskriminierung, Korruption und Machtmissbrauch wendet. Darüber hinaus soll sich die EU zu einem global verantwortlichen Akteur entwickeln, der „sein Gewicht in der Welt nutzt, um Frieden zu stiften, die Menschenrechte zu stärken und die globale Armut zu bekämpfen.“6


Demnach richten sich die Kampagnen von WeMove.Eu in der Regel gegen alle Beschlüsse, die nicht mit den im Gründungsmanifest aufgeführten Wertvorstellungen übereinstimmen, und sind zugleich auf konkrete Entscheidungsprozesse in der EU ausgerichtet. Ferner ermöglicht das Organisationsmodell von WeMove.EU, „die Bemühungen von Tausenden schnell auf machtvolle Weise zu bündeln. Wir machen diese Online-Teilnahme nutzbar für dezentrale Aktionen – online und offline. Unser Kampagnenmodell basiert auf Partnerschaften. Unser Ziel ist, das Know-how und die politische Erfahrung von bestehenden Organisationen zu bündeln. Der Beitrag von WeMove. EU ist dabei vor allem die Fähigkeit zur grenzüberschreitenden Mobilisierung, die wir bisher auf EU-Ebene so schmerzhaft vermissen.“7


Diese Fähigkeit stellte WeMove.EU zuletzt bei der Koordinierung des Aktionstages Ein Europa für Alle. Deine Stimme gegen Nationalismus unter Beweis: Die Plattform hat alle Demonstrationen koordiniert, die außerhalb Deutschlands in verschiedenen europäischen Städten durchgeführt wurden.8 Außerdem stellt WeMove.EU sein Forum unter dem Stichwort YouMove-Kampagnen auch europaweit qualifizierten Organisationen und Privatpersonen aus der Zivilgesellschaft für Petitionen zur Verfügung, insofern diese mit den Wertvorstellungen von WeMove. EU übereinstimmen. Jüngstes Beispiel hierfür ist die von den NGOs Euro Natur und Agent Green bei WeMove.EU im Juni 2019 gestartete Petition Rumänien – Retten Sie die letzten großen europäischer Urwälder Europas!9, in der die rumänische Regierung anlässlich der Beendigung ihrer Ratspräsidentschaft dazu aufgefordert wird, den kommerziellen Holzeinschlag in den rumänischen Nationalparks unverzüglich zu beenden.


Sämtliche von WeMove.EU in Eigenregie bis Anfang März 2019 durchgeführten Kampagnen sind im Anhang einzusehen. Im weiteren Verlauf dieser Studie wird auf mehrere Petitionen von WeMove.EU jüngeren und älteren Datums noch näher eingegangen.




WeAct / Campact


Auch das von der Aktionsplattform Campact eingerichtete Internetforum WeAct verbreitet Kampagnen mit europapolitischen Komponenten, die sich u. a. auf die Flüchtlings- und Sicherheitspolitik beziehen. Diese werden in der Regel von Privatpersonen initiiert und sind auf der Website von WeAct z. B. unter den Suchworten Menschen- und Bürgerrechte, Frieden oder internationale Gerechtigkeit aufzufinden. Im Unterschied zu den WeMove-Kampagnen, die nicht nur in Deutschland, sondern auch anderen EU-Staaten durchgeführt werden, fallen die Zustimmungswerte deutlich niedriger aus. Daraus lassen sich indes keine Rückschlüsse auf deren Qualität ziehen. Die inzwischen beendete Kampagne Wir Ehrenamtliche fordern: Kein Rollback in der Flüchtlingspolitik10 hat bspw. eine Zustimmung von nur 5.655 Unterschriften erhalten, also nur ein Zehntel der niedrigsten Zustimmungswerte bei WeMove.EU am 7.11.2018, obgleich in der Petition zentrale Forderungen zu einer humanitären Migrationspolitik präsentiert wurden.


Völlig anderes geschah mit der Petition „Wasser ist Menschenrecht – Stoppt die Wasserprivatisierung in Griechenland“11: Sie wurde von 220.000 Menschen unterstützt, ihre Laufzeit wurde mittlerweile beendet. Diese Kampagne trug maßgeblich dazu bei, dass die griechische Regierung einen Verfassungsentwurf erarbeitet hat, in dem Wasser vor weiteren Privatisierungen geschützt werden soll. Der Regierungsvorschlag, über den noch im Parlament abgestimmt werden muss, enthält folgenden Rechtsgrundsatz: „Das Wasser ist Gemeingut. Der Zugang dazu ist soziales Recht. Die Wasserunternehmungen und die des Abwassers stehen unter staatlicher Kontrolle und können nicht privatisiert werden.“12


Ähnlich erfolgreich verliefen offenbar auch die von Einzelpersonen und Angehörigen der Seebrücke-Initiative an die Bürgermeister von Aachen, Erfurt, Essen, Hamburg, Kassel, Kiel, Mannheim und Stuttgart gerichteten Petitionen zur Seenotrettung im Mittelmeer. Zunächst wurde gefordert, das Sterben im Mittelmeer zu beenden und den aus Seenot Geretteten ein neue Bleibe in deutschen Städten zu ermöglichen. Ergänzt wurde dies in einem Aufruf an den deutschen Außenminister dahingehend, dass er seine Amtskolleg/innen in Italien und Malta dazu auffordern solle, alle Rettungsmaßnahmen im Mittelmeer unverzüglich zu reaktivieren. Dieser Appell – Beenden Sie das Sterben im Mittelmeer – Seenotrettung ist kein Verbrechen!13 – wurde bislang von mehr als 213.400 Menschen unterstützt. Zugleich appellierten die Oberbürgermeister/innen von Köln, Düsseldorf und Bonn an die Bundeskanzlerin, ebenfalls dem Sterben im Mittelmeer Einhalt zu gebieten und stellten im Gegenzug in Aussicht, gerettete Menschen in ihren Städten aufzunehmen.14


Die europäische Dimension solcher Vorstöße wird ersichtlich, wenn man sich vergegenwärtigt, dass auch anderswo, insbesondere in Italien, Bürgermeister die Aufnahme von Flüchtenden gegen teilweise erhebliche Widerstände selbst zu organisieren und auszubauen versuchen.15 Zudem sei an das vor drei Jahren von der Vorsitzenden der SPD-Grundwertekommission Gesine Schwan und der Abgeordneten der portugiesischen Sozialdemokraten im EU-Parlament Maria Joao Rodrigues ausgearbeitete Konzept zur Flüchtlingsverteilung in der EU erinnert, in dem den europäischen Städten und Gemeinden eine Schlüsselrolle bei der Aufnahme Schutz suchender Menschen zugewiesen wurde.16


Diese Beispiele zeigen, dass bei WeAct auch Kampagnen Verbreitung finden, die das inhaltliche Spektrum von WeMove.EU deutlich erweitern. Solche komplementär ansetzenden Initiativen werden bei WeAct unter anderem auch zur Rüstungs- und Sicherheitspolitik der EU ergriffen oder zu einem ökonomisch relevanten Thema wie der Einführung einer neuen Ökodesign-Richtlinie in der EU.


Die folgenden drei Eingaben zur deutschen Rüstungspolitik wenden sich zwar nur an die Bundesregierung und den Bundestag. Würden aber deren Forderungen wie auch der vorgestellten Kampagnen tatsächlich umgesetzt, so wäre damit ein Kurswechsel verbunden, von dem Signalwirkungen auf die Entwicklung einer konsistenten Entspannungs- und Friedenspolitik der EU ausgehen könnten.


1. Im vergangenen Jahr verbreitete die Hilfsorganisation für notleidende Kinder terre des hommes bei WeAct die Petition Stoppt Waffenexporte!17, die ein Ende aller Waffen- und Munitionsausfuhren in Staaten mit bewaffneten Konflikten und Menschenrechtsverletzungen sowie in Länder fordert, in denen Kinder als Soldaten missbraucht werden. Die Kampagne wurde bereits durch 146.229 Unterschriften (Stand: 2.3.2019) unterstützt.


2. Am 21.1.2019 initiierte Dr. Alexander S. Neu anlässlich der damals schon absehbaren Aufkündigung des INF-Vertrages durch die USA und Russland die Petition Keine Stationierung US amerikanischer Mittelstreckenraketen in Deutschland und Europa. In ihr wird die Forderung erhoben, den INF-Vertrag durch „ein erneuertes Inspektionsregime“ zu ergänzen, „um Verdachtsfälle vor Ort aufklären zu können, statt spekulative Ferndiagnosen zu leisten“. Diese Forderung wird voraussichtlich bei allen diplomatischen Bestrebungen, den Anfang Februar von den USA und Russland aufgekündigten Vertrag im Rahmen der sechsmonatigen Kündigungsfrist doch noch zu retten, eine maßgebliche Rolle spielen. Die Eingabe hat allerdings bislang erst 4.373 Unterschriften erhalten (Stand: 3.3.2019).18


3. Am 22.2.2019 forderten der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Linkspartei Fabio De Masi und zwei weitere Parteimitglieder in der Petition #Geheimpapier: Stoppt den deutsch- Rüstungsdeal!19 die Bundestagsabgeordneten dazu auf, den im Januar zwischen der deutschen und  Regierung abgeschlossenen Aachener Vertrag zum Ausbau der deutsch- Zusammenarbeit abzulehnen. In der Begründung heißt es u. a., dass durch zusätzliche Geheimvereinbarungen mit Frankreich das bestehende Verbot von Waffenexporten nach Saudi-Arabien umgangen werde, das die Bundesregierung nach dem Mord an dem saudischen Journalisten Jamal Khashoggi beschlossen hat.20


Eine ganz andere Thematik verfolgt die Initiative Schraube locker!? Im September 2018 veröffentlichte sie bei WeAct die Petition Recht auf Reparatur!21, die bislang Zuspruch von 112.489 Menschen gefunden hat (Stand: 29.4.2018). Die Eingabe nahm auf die neu gefasste Ökodesign-Richtlinie zur Förderung einer Ressourcen und Energie einsparenden Produktionsweise sowie zur Verringerung von Wegwerfprodukten in der EU Bezug und griff damit die vom EU-Parlament bereits im Mai 2018 geforderte Erweiterung entsprechender Regelungen auf.22 Nach der neuen Richtlinie sollen ab März 2021 alle Hersteller von Elektronikartikeln und sämtliche Warenimporteure Ersatzteile und Reparaturinformationen für Kühlschränke, Waschmaschinen, Spülmaschinen und Leuchtmittel bereitstellen. Außerdem können Reparaturen mit gewöhnlichen Werkzeugen und ohne Schäden am Gerät durchgeführt werden.


Die Forderungen von Schraube locker!? gehen jedoch über diese Maßnahmen deutlich hinaus: Demnach sollen auch alle „nicht-professionelle Reparateure“ Zugang zu Ersatzteilen und Reparaturinformationen erhalten, die eingeführten Standards auch für andere Geräte und Geräteteile wie Displays und Lampen gelten, und es soll künftig auch ein Wahlrecht auf Reparatur bei Garantie- und Gewährleistungsfällen geben.


Mittlerweile hat sich auch der Campact-Vorstand sehr klar europapolitisch positioniert: Am 23.3.2019 rief Christoph Bautz zur Teilnahme an Demonstrationen in Berlin, Frankfurt, Hamburg, Köln, Leipzig, München und Stuttgart auf, die am 19.5.2019, eine Woche vor den Europawahlen, in mehr als 50 europäischen Städten unter dem Motto Ein Europa für Alle – Deine Stimme gegen Nationalismus als Weckrufe zur Beteiligung an den Europawahlen durchgeführt wurden. Der Aktionstag, an dem in Deutschland rund 150.000 und europaweit rund 200.000 Menschen teilnahmen, wurde maßgeblich von Campact mitorganisiert und einem breiten Bündnis unterstützt – rund 250 Organisationen und NGOs, unter denen sich bereits mehrere durch europapolitische Kampagnen hervorgetan hatten.23


In seinem Appell Europawahl: Deine Stimme gegen Nationalismus hob Bautz nicht nur die parteipolitischen Kräfteverhältnisse und sozioökonomischen Fehlentwicklungen in der EU hervor, sondern berücksichtigte auch ihre Errungenschaften. Demnach charakterisierte er die Politik der EU als „ständigen Kampf zwischen Profitinteressen von Wirtschaftslobbys und den Gemeininteressen der Zivilgesellschaft“ und verwies dabei auf mehrere Richtlinien und Verordnungen der EU, durch welche die Macht von Konzernen bereits eingeschränkt werde. Als Beispiel für diesen Konflikt führte Bautz u. a. den Interessengegensatz zwischen der EU und Deutschland bei den Abgasnormen für Neuwagen an: Während die Bundesregierung eine Senkung des erlaubten CO2-Ausstoßes um nur maximal 30 Prozent gefordert hatte, konnte das EU-Parlament in den Trilog-Verhandlungen mit dem Ministerrat und der Kommission eine Verminderung um 37,5 Prozent bis 2030 durchsetzen.24




Change.org


Bei der nach eigenen Angaben mit 25 Millionen Nutzern weltweit größten Plattform für Online-Aktionen Change.org werden ebenfalls hin und wieder europapolitisch relevante Kampagnen durchgeführt, die konkrete Missstände und dubiose Weichenstellungen in der EU ins Visier nehmen: insbesondere die fortgesetzte Anwendung des Herbizids Glyphosat, die EU-Freihandelsabkommen CETA und JEFTA sowie eine Flüchtlingspolitik, die zu weiteren Abschottungen der „Festung Europa“ führt. Hierbei haben sich vor allem die ehemalige Musiklehrerin Marianne Grimmenstein und Sven Giegold, Europaabgeordneter von Bündnis 90/Die Grünen und Sprecher der Europagruppe der Grünen im Europaparlament, hervorgetan. Mit ihren Interventionen setzen sie teilweise frühere, bereits beendete Kampagnen von WeMove.EU und anderen Initiativen unter neuen, aktuell veränderten Vorzeichen fort.


Wenn man darüber hinaus auch die von Peter Niedergesäss 2018 gestartete Kampagne zur Durchsetzung fairer Handelsverträge mit Ostafrika25 in den Blick nimmt oder die Eingaben von Brigitte Artmann und Ute Schlumpberger gegen marode Atommeiler in der EU, so deutet dies darauf hin, dass Change. org als ein geeignetes Forum genutzt wird, um brisante Themen in den Blickpunkt zu rücken, die normalerweise im europapolitischen Diskurs und in der Medienöffentlichkeit zu wenig Beachtung finden.26


Inzwischen ist Change.org, was die Zustimmungswerte europaweiter Kampagnen betrifft, zum Spitzenreiter unter den hier präsentierten Plattformen aufgerückt: Im Juni 2018 hat dort die Internet-Initiative Save the Internet anlässlich der damals bevorstehenden Parlamentsentscheidung über eine Urheberrechtsreform die Petition Stoppt die Zensurmaschine – rettet das Internet27 ins Leben gerufen und Anfang Juli mit 700.000 Unterschriften allen Europaabgeordneten zugeleitet. Daraufhin wurde der erste Gesetzesentwurf zunächst zurückgewiesen und die Entscheidung auf Ende März 2019 vertagt. Unterdessen wuchs die Unterstützung der Petition sprunghaft an: Im November 2018 erreichte sie einen Zustimmungswert von 1.9 Millionen Stimmen, der seither auf mehr als 5.3 Millionen angestiegen ist. Ein Großteil der Unterschriften (1.5 Millionen) stammt aus Deutschland, gefolgt von Frankreich und Italien. Damit avancierte die in zehn Sprachen übersetzte Petition zur weltweit am häufigsten unterzeichneten Petition.28


Kurz nach den Europawahlen hat Sven Giegold bei Change.org wieder die Initiative ergriffen und seine Petition Keine Blockade in Brüssel! Steuertransparenz jetzt!29 in einer zweiten Auflage unter dem Motto: Stoppt die Blockade der Bundesregierung im Kampf gegen Steuervermeidung großer Unternehmen!30 aktualisiert. Darin heißt es, dass Union und SPD im Europawahlkampf eine Beendigung der Steuervermeidung von Großunternehmen in der EU versprochen hätten, nun aber eines der wirksamsten Instrumente der EU gegen die Steuervermeidung von Apple, IKEA & Co., die länderbezogene Steuerberichterstattung31 (Country by Country Reporting) blockieren würden. Hierbei müssen Großunternehmen offenlegen, in welchen EU-Ländern sie Gewinne erzielt und Steuern gezahlt haben, damit künftig ein weiteres Verschieben von Gewinnen in Steueroasen verhindert werden kann.32


Während des 37. Deutschen Evangelischen Kirchentags sind auf einer Sonderveranstaltung am 20.6.2019 anlässlich des Weltflüchtlingstags die Wiederaufnahme der Seenotrettung und sichere Zugangswege für Flüchtlinge verlangt worden. Gleichzeitig stimmte man mit überwältigender Mehrheit einer Resolution zu, in der gefordert wird, dass die Evangelische Kirche Deutschland (EKD) ein eigenes Rettungsschiff ins Mittelmeer schicken solle. Dieses europapolitisch überaus intelligente Anliegen wurde von Sven Giegold, der Juristin und Publizistin Beatrice von Weizsäcker, dem Pfarrer Joachim Lenz sowie den Pastorinnen Christina Biere und Lioba Diez eingebracht und kann mit Hilfe der auf Change.org verbreiteten Petition Schicken wir ein Schiff!33 unterstützt werden, die sich an den Rat der EKD und alle Gliedkirchen wendet.34




Nichtregierungsorganisationen


Mittlerweile haben namhafte Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wie die Umweltverbände Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) und Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH), die Verbraucherschutzorganisation foodwatch, das Netzwerk gerechter Welthandel und viele andere mehr zu gegebenen Anlässen europapolitisch relevante Eingaben initiiert. Aus diesen geht hervor, dass inzwischen eine Vielzahl an NGOs, die sich auf verschiedene Politikfelder spezialisiert haben, die europapolitische Dimension ihrer Arbeit in den Blick nehmen und die damit zusammenhängenden Entscheidungsprozesse in der EU genau beobachten. Hierzu folgende Schlaglichter:


Im Februar 2018 bringt die weltweit agierende Naturschutzorganisation World Wide Fund of Nature (WWF) die Petition Kohleausstieg statt Klimakrise35 auf den Weg, in welcher die Bundesregierung zu einer schnellen Beendigung der Kohleverstromung aufgefordert wird. Die Eingabe unterstützen eine Viertelmillion Bürger/inne/n und wird am 29.5.2019 an die Mitglieder des neu einberufenen Klimakabinetts übergeben. Diese Aktion war Teil einer Kohleausstiegskampagne36, die im November 2017 ins Leben gerufen wurde und an der NGOs in 28 europäischen Ländern mitwirkten – darunter auch WeMove.EU mit dem Aufruf Europa ohne Kohle37, der sich anlässlich eines geplanten EU-Gesetzes zur Energiemarktreform auf die gesamte EU bezog. Der Appell, umsetzbare Pläne für einen Kohleausstieg vorzulegen und dabei die Lebenssituation der davon betroffenen Menschen zu berücksichtigen, richtet sich an alle Regierungen der Mitgliedsstaaten, die EU-Kommission und das EU-Parlament, die Parlamente der Mitgliedsländer sowie an Energiekonzerne, Banken, Investoren und Städte.
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